
4 O 320/22
Verkündet am 18.07.2024

gez.
Lohff, JOS´in
als Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle

Landgericht Flensburg 

Urteil

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

1) Diana Karsch, Hainichener Straße 49, 09599 Freiberg
- Klägerin -

2) Leonhard Karsch, Hainichener Straße 49, 09599 Freiberg
- Kläger -

Prozessbevollmächtigter zu 1 und 2:
Rechtsanwalt Helge Petersen & Collegen, Prieser Strand 14a, 24159 Kiel, Gz.: 00102-22-Z/HP

gegen

Veronika Kranich, Albertine-Assor-Straße 11b, 22457 Hamburg
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Jochen-P. Kunze, -Baltic Recht GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft-, Birkweg 2, 
24999 Wees, Gz.: 836/23KU01/GR

wegen FREITEXT

hat die 4. Zivilkammer des Landgerichts Flensburg durch den Vorsitzenden Richter am Landge-

richt Grisée als Einzelrichter auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 30.05.2024 für Recht 

erkannt:

1) Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtgläubiger 37.999,00 € nebst Zinsen 

in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 9.12.2022 zu zahlen.
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2) Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtgläubiger weitere EUR 12924,81 € 

nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 

9.12.2022 zu zahlen.

3) Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtgläubiger weitere EUR 2.964,77 € 

an außergerichtlichen Kosten nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweili-

gen Basiszinssatz seit dem 9.12.2022 zu zahlen.

4) Es wird festgestellt, dass sich der Rechtsstreit in der Hauptsache in Höhe von 1,00 € er-

ledigt hat.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden 

Betrags vorläufig vollstreckbar. 

Der Streitwert wird auf 51.845,20 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Kläger begehren die Rückabwicklung eines Kaufvertrages über einen umgebauten Fischkut-

ter sowie Schadensersatz.

Die Beklagte war Eigentümerin des 1951 gebauten ehemaligen Fischkutters „Sturmvogel“, der 

vollständig aus Holz gebaut war und über einen Dieselantrieb verfügte, aber aufgrund zweier 

nachgerüsteter Masten auch gesegelt werden konnte. Die Beklagte nutzte den Kutter als Mal-Ate-

lier am Liegeplatz im Hafen von Schleswig. Im Juli 2021 war der Kutter in der Schiffswerft Moder-

sitzki in Maasholm. Nach deren Rechnung vom 3.9.2021 wurden der Kutter geslipt, das Unter-

wasserschiff gereinigt und kalfatert sowie mit Antifoulingfarbe gestrichen, an Deck ein Eichenfass 

als Frischwassertank montiert und angeschlossen, das Stevenrohr instand gesetzt und die 

Frischkühlwasserleitung repariert.

Die Kläger planten ihre Auswanderung nach Brasilien und wollten diese an Bord des eigenen 

Schiffes vornehmen. Auf der Suche nach einem geeigneten Schiff wurden sie auf den Kutter der 

Beklagten aufmerksam. Nach Besichtigung des Kutters schlossen die Parteien am 5. März 2022 
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einen Kaufvertrag, mit dem die Kläger den Fischkutter „Sturmvogel“ zum Preise von 38.000 € oh-

ne Gewährleistung erwarben. In dem Kaufvertrag heißt es weiter: „In den letzten Jahren wurde die 

Sturmvogel umfangreich restauriert und fachgerecht umgebaut. Im Küstenbereich als Mal-Atelier 

von Hafen zu Hafen genutzt wird es nötig sein, das Schiff für Hochseefahrten entsprechend zu 

ergänzen und auszurüsten.“ Die Kläger erbrachten eine Anzahlung von 5000 € bei Vertrags-

schluss und zahlten den Restbetrag in mehreren Teilbeträgen bis zum 11. 6. 2022. Anschließend 

erfolgte die Übergabe des Kutters an die Kläger. Nach Abschluss des Kaufvertrages begleitete 

der Zeuge Overmann, geschiedener Ehemann der Beklagten und Voreigentümer des Kutters, 

das Vorhaben der Kläger und teilte ihnen unter anderem mit E-Mail vom 28.3.2022 mit, dass er 

eine Liste der Arbeiten erstellt habe, die getätigt werden sollten, bevor die Sturmvogel über den At-

lantik geht. Mit E-Mail vom 30.5.2022 schrieb der Zeuge Overmann an die Kläger, dass noch das 

Getriebeöl gewechselt werden sollte, ein Draht für das Großfall erneuert werden sollte, das 

Schanzkleid geschliffen, vorgestrichen und lackiert werden sollte und das gesamte Deck abge-

schliffen und geölt werden sollte. Zur Vorbereitung des Sturmvogels für die Reise der Kläger emp-

fahl er mit E-Mail vom 12. Juni 2021 eine Werft in Holland und erteilte mit weiteren E-Mails Rat-

schläge für die seines Erachtens auszuführenden Arbeiten.

Die Kläger fuhren Ende August ohne Probleme von Schleswig nach Olpenitz und setzten am 

1.9.2022 ihre Fahrt fort nach Kiel zur Rathje-Werft für einen dort geplanten Zwischenstopp. Auf 

der Fahrt von Olpenitz nach Kiel kam es zu einem Wassereinbruch, sodass der Kutter auf der 

Rathje-Werft mittels eines Slipwagens aus dem Wasser geholt wurde, um die Leckage zu besei-

tigen. Die Rathje-Werft stellte unter dem 14.10.2022 für die ausgeführten Arbeiten einen Betrag 

von 8079,55 € in Rechnung nach Abzug einer Anzahlung von 4845,26 €. Die Kläger beauftragten 

ihren jetzigen Prozessbevollmächtigten, der mit E-Mail vom 22.9.2022 an die Beklagte erhebliche 

Schäden an den Planken, Wegerungen und Spanten rügte und die Beklagte aufforderte, bis zum 

30.9.2022 die Nachbesserung bei der Rathje-Werft zu beauftragen bzw. ein glaubwürdiges Kon-

zept zur Sanierung vorzulegen. Parallel beauftragten die Kläger den Zeugen Baykowski mit der 

Schadensfeststellung, der in seinem Gutachten vom 29.9.2022 ausführte, dass die freigelegten 

Planken gravierende Fäulnismerkmale aufwiesen und dadurch die Dichtigkeit des Rumpfes nicht 

mehr gewährleistet sei. Der starke Verrottungszustand der Beplankung sowie die teilweise Fäul-

nis des Spantwerks ließen einen sicheren Einsatz des Schiffes nicht zu. Die Festigkeit und Dich-

tigkeit des Rumpfes sei nicht gewährleistet. Mit Schreiben ihres jetzigen Prozessbevollmächtig-

ten vom 5.10.2022 überreichten die Kläger der Beklagten dieses Schadengutachten und forderten 

sie auf, die Mängel fachgerecht zu beheben oder beheben zu lassen und den Kutter in einen ver-

tragsgemäßen Zustand zu versetzen. Sie setzten eine Frist bis zum 21.10.2022. Nachbesse-
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rungsarbeiten seitens der Beklagten blieben aus. Die Kläger verkauften den Kutter für 1.00 € an 

unbekannte Dritte, die den Kutter wiederum für 6000 € an den Zeugen Ingwersen verkauften.

 Die Kläger tragen vor, die Verkaufsgespräche hätten sie mit dem Zeugen Overmann als Vertreter 

der Beklagten geführt, der ihnen arglistig verschwiegen habe, dass strukturelle Schäden am 

Rumpf wie verfaulte Planken, Spanten sowie Bodenwrangen dem Kutter jegliche Seetüchtigkeit 

genommen hätten. Entgegen den Angaben des Zeugen Overmann sei der Kutter nicht durchge-

hend gewartet, instandgesetzt und gepflegt worden. Stattdessen seien Leckstellen mit Bau-

schaum verschlossen worden. Auf der Fahrt von Olpenitz nach Kiel seien im Bereich des Vorste-

vens erhebliche Mengen an Seewasser eingedrungen, die laufend hätten abgepumpt werden 

müssen. Die Kläger hätten über den Nord-Ostsee-Kanal zu einer Werft in Holland fahren wollen, 

um dort die letzten Arbeiten für ihre Atlantiküberquerung vornehmen zu lassen. Die Angaben zum 

Kutter im Kaufvertrag beinhalteten eine Beschaffenheitsgarantie. Die Beklagte hätte über den Zu-

stand des Kutters und seine fehlende Seetüchtigkeit aufklären müssen. Sie habe die Mängel arg-

listig verschwiegen, sodass der Gewährleistungsausschluss unwirksam sei. Die Arbeiten auf der 

Rathje-Werft, die ausschließlich von fachkundigen Bootsbauern vorgenommen worden seien, 

hätten allein der Wiederherstellung der Schwimmfähigkeit des Kutters gedient und insgesamt 

13.845,20 € gekostet. Die notwendigen Reparaturarbeiten würden Kosten von 110.000 € verursa-

chen.

Die Kläger haben zunächst beantragt, die Beklagte zur Rückzahlung von 38.000 € Zug um Zug 

gegen Rückübereignung des Segelkutters zu verurteilen. Nach Veräußerung des Kutters für 1,00 

€ beantragen die Kläger nunmehr,

1) die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtgläubiger EUR 37.999,00 nebst 

Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 

22.10.2022 zu zahlen,

2) es wird festgestellt, dass sich die Beklagte seit dem 22.10.2022 im Annahmeverzug be-

züglich der Rückübereignung des im Seeschiffsregister Blatt 11845 beim Amtsgericht 

Flensburg eingetragenen Fischkutters „Sturmvogel“ befindet,

3) die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtgläubiger weitere EUR 13.845,20 

an Werftkosten nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-

zinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen,
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4) die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger als Gesamtschuldner weitere EUR 2.964,77 

an außergerichtlichen Kosten nebst Zinsen in Höhe von 5%-Punkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte trägt vor, die Vollmacht des Zeugen Overmann habe sich auf die Entgegennahme 

der Anzahlung beschränkt, zur Abgabe weitergehender Erklärungen über den Zustand des Kut-

ters sei der Zeuge nicht bevollmächtigt gewesen. Der Zeuge Overmann habe die Kläger darauf 

hingewiesen, dass mit dem Kutter eine Hochseefahrt nicht vorgenommen werden könne und er 

zur Überarbeitung in eine Werft gebracht werden müsse. Eine vertragliche Beschaffenheitsanga-

be zum Zustand der Planken, Spanten und Wrangen sei im Kaufvertrag nicht enthalten. Der Ge-

währleistungsausschluss für das 71 Jahre alte Schiff sei wirksam. Seit ihrer Übernahme des 

Fischkutters im Jahre 2014 sei das Schiff jährlich zu Überholung in der Bootswerft Modersitzki in 

Maasholm gewesen, sodass sie mehr als 100.000 € zur Pflege des Fischkutters investiert habe. 

Ein solches Schiff benötige aber permanente bootsbauerische Maßnahmen. Bei der Überfahrt 

von Olpenitz nach Kiel hätten die Kläger in der Flachwasserzone vor Damp unter Groß- und Be-

sansegel Grundberührung gehabt, was zu dem Wassereintritt geführt habe. Den Termin in der 

Rathje-Werft hätten die Kläger schon zuvor zur Überarbeitung des Fischkutters gebucht. Dort 

hätten die Kläger selbst trotz fehlender Kenntnisse Bootsbauertätigkeiten vollzogen, wodurch der 

Schaden an dem Kutter eingetreten sei.

Wegen der Einzelheiten des Parteivortrags wird auf den Inhalt der zwischen den Parteien ge-

wechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

Die Kammer hat Beweis erhoben gemäß den prozessleitenden Anordnungen vom 1. März 2024, 

24. April 2024 und 14.5.2024. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Sit-

zungsniederschrift vom 30.5.2024 verwiesen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist weitgehend begründet.

Die Kläger können aus §§ 434, 437, 346 BGB die Rückabwicklung des Kaufvertrages vom 5. 

März 2022 verlangen, da der Fischkutter nicht der vereinbarten Beschaffenheit entsprochen hat.
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Die Parteien haben über den Kutter den Kaufvertrag vom 5. März 2022 geschlossen. Gegenstand 

der Vereinbarungen im Kaufvertrag ist, dass der Kutter in den letzten Jahren umfangreich restau-

riert und fachgerecht umgebaut worden ist und im Küstenbereich als Mal-Atelier von Hafen zu Ha-

fen genutzt wurde. Für Hochseefahrer sei es nötig, das Schiff entsprechend zu ergänzen und 

auszurüsten. Zu den Verwendungsmöglichkeiten des Schiffes ist somit jedenfalls vereinbart, 

dass man mit dem Kutter im Küstenbereich von Hafen zu Hafen fahren kann, was die Kläger ge-

macht haben, indem sie von Schleswig nach Olpenitz und dann weiter nach Kiel gefahren sind. 

Der Kaufvertrag ist von den Klägern und der Beklagten unterschrieben worden. Es mag sein, 

dass die Vertragsverhandlungen in weiten Bereichen von dem Zeugen Overmann geführt worden 

sind. In ihrer Anhörung im Termin vom 5.4.2023 hat die Beklagte jedoch bestätigt, dass sie den 

schriftlichen Kaufvertrag entworfen habe und bewusst den Satz zur umfangreichen Restaurie-

rung und dem fachgerechten Umbau des Kutters aufgenommen habe, um die tatsächlichen Ver-

hältnisse widerzuspiegeln. Das Boot sei umfangreich renoviert worden und jährlich in der Werft 

gewesen. Die Verkaufsverhandlungen habe der Zeuge Overmann im Auftrag der Beklagten ge-

fühlt. Damit bestehen keine Zweifel, dass die Beschreibung des Kutters im Kaufvertrag Gegen-

stand der bindenden Einigung der Beklagten mit den Klägern geworden ist.

In dem Kaufvertrag ist der Zustand des Kutters als „umfangreich restauriert“ beschrieben. Das 

OLG Köln (NJW-RR 1998, 128) hat zum Begriff der Restaurierung in dem Kaufvertrag eines Old-

timer-Motorrades ausgeführt, dass dieser Begriff nicht als bloße allgemeine Anpreisung der Kauf-

sache verstanden werden könne, sondern ein Käufer bei einem derart beschriebenen Fahrzeug 

davon ausgehen dürfe, dass eine grundlegende, sorgfältige und fachmännisch ausgeführte Über-

holung des Fahrzeugs vorliegen, bei der insbesondere eine vollständige Befreiung von Rost und 

ein Schutz vor baldigem erneuten Rostbefall erfolgt sei. Übertragen auf den Fall eines 71 Jahre 

alten Fischkutters, dessen Alter in dem Kaufvertrag allerdings nicht einmal festgehalten worden 

ist, muss gleichfalls davon ausgegangen werden, dass das Schiff grundlegend, fachmännisch 

und sorgfältig überholt worden ist. Da das Schiff vollständig aus Holz gebaut war, entspricht dem 

Rost bei einem Kraftfahrzeug die Fäulnis bei einem Holzschiff, sodass erwartet werden darf, 

dass im Zeitpunkt des Verkaufs und der Übergabe des Schiffs keine Fäulnis von Planken, Span-

ten, Wrangen und jedenfalls wesentlichen Bootsteilen besteht. Ob auch kleinere Faulstellen, die 

allein den optischen Eindruck des Schiffs beeinträchtigen würden, ausgeschlossen werden kön-

nen, bedarf vorliegend keiner Entscheidung, da nach der durchgeführten Beweisaufnahme die 

Fäulnis in umfangreichem Maße wesentliche Schiffsteile erfasst hatte.

Aufgrund der Beweisaufnahme steht zur Überzeugung der Kammer fest, dass Planken, Spanten, 

Wrangen und Relingstützen in erheblichem Maße Fäulnis aufwiesen. Der als Sachverständiger 
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für Bootsbau tätige Zeuge Baykowski hat anschaulich die gravierenden Fäulniserscheinungen ge-

schildert. Die Fäulnis hatte sich über die gesamte Plankendicke ausgebreitet und das höchste 

Maß an Fäulnis, nämlich die Verzunderung, erreicht. Vorrangig hat der Zeuge das Vorschiff in Au-

genschein genommen und dabei nach Entfernen der Eisschutzplatten in dem Bereich und in dem 

darüberliegenden Bereich des Überwasserschiffs Fäulnisstellen festgestellt. Verrottet waren auch 

Relingstützen, an denen das Schanzkleid befestigt war. Nachvollziehbar hat der Zeuge Baykow-

ski die Auswirkungen der Fäulniserscheinungen auf die Stabilität und Festigkeit des Schiffs-

rumpfs dargestellt, sodass seines Erachtens die Seetüchtigkeit des Schiffes nicht mehr gegeben 

war.

Nach der Rechnung der Rathje-Werft vom 14.10.2022 ist das Schiff am 20.9.2022 mit dem Slip-

wagen aus dem Wasser gezogen worden. Nach dem Gutachten des Zeugen Baykowski hat er 

das Schiff am 29.9.2022 besichtigt. Der Zeuge hat keine Feststellungen getroffen, dass mutwillig 

Löcher in den Schiffsrumpf geschlagen worden wären oder unfachmännische Reparaturen zu 

Schäden des Schiffsrumpfs geführt hätten. Vielmehr hat er durchgängig gravierende Faulstellen 

festgestellt, bei denen er teilweise das faule Holz mit den bloßen Händen abnehmen konnte. Die 

Kammer schließt es deshalb aus, dass Einwirkungen der Kläger auf den Schiffsrumpf das Scha-

densbild verstärkt hätten.

Bestätigt wird die Aussage des Zeugen Baykowski durch die Bekundungen der Zeuge Krüger und 

Brix, die auf der Rathje-Werft zum damaligen Zeitpunkt beschäftigt waren. Beide Zeugen sind von 

Beruf Bootsbauer und damit fachkundig, das Erscheinungs- und Schadensbild des Kutters zu 

bewerten. Sie haben die massiven Fäulniserscheinungen in den Planken des Kutters bestätigt 

und anschaulich ausgeführt, dass mangels gesunden Holzes eine fachgerechte Reparatur der 

Faulstellen nicht mehr möglich gewesen sei, sondern nur noch Bleiplatten vor die löchrigen Stel-

len hätten genagelt und verklebt werden können.

Den Aussagen dieser Zeugen stehen die Bekundungen des Zeugen Braack nicht entgegen. Der 

Zeuge Braack, Bootsbaumeister auf der Modersitzki-Werft, hat ausgesagt, dass sich die Arbeiten 

in 2021 auf das Unterwasserschiff beschränkt hätten, da seien Kalfaterarbeiten und ein neuer An-

strich ausgeführt worden. Am Überwasserschiff seien keine Arbeiten verrichtet worden. Es seien 

die Arbeiten ausgeführt worden, die notwendig waren, um die Schwimmfähigkeit des Schiffs zu 

erhalten. Ein weitergehender Auftrag sei von dem Zeugen Overmann nicht erteilt worden. Diese 

Auftragslage deckt sich mit der damaligen Nutzung des Schiffes durch die Beklagte. Das Schiff 

lag im Hafen von Schleswig und diente der Beklagten als Malatelier, sodass es ihr vornehmlich 

auf die Schwimmfähigkeit des Schiffs ankam. Auf das Überwasserschiff, das nach Aussage des 
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Zeugen Braack aufgrund des Wechsels von Luft und Wasser für Fäulniserscheinungen beson-

ders gefährdet ist, kam es der Beklagten und dem Zeugen Overmann nicht an, da sie mit dem 

Schiff keine weiteren Fahrten mehr unternahmen. Es galt damit für die Beklagte und den Zeugen 

Overmann, die Schwimmfähigkeit des Schiffes sicherzustellen, was sie mit dem eingeschränk-

ten Auftrag an die Modersitzki-Werft getan haben. Vor 2021 war nach Aussage des Zeugen 

Braack das Schiff 2017 auf der Modersitzki-Werft, sodass etwaige Arbeiten außerhalb des Unter-

wasserschiffs bei Verkauf des Schiffs schon mindestens 5 Jahre zurücklagen. Die Fäulnis im 

Holz des Schiffes hatte also mindestens 5 Jahre Zeit, sich zu bilden und auszubreiten, so dass 

die von der Beklagten behaupteten Werftaufenthalten des Schiffes keineswegs die Gewähr boten, 

der Kutter wäre in einem seetüchtigen Zustand zum Befahren der Küstengewässer.

Die Aussagen der Zeugen Ritz und Ingwersen und zu Erhaltungsarbeiten an dem Kutter waren 

unergiebig, da sie keine konkreten Angaben zum aktuellen Zustand des Schiffes bei dessen Ver-

kauf an die Kläger oder die zuvor ausgeführten Arbeiten an dem Überwasserschiff und den Plan-

ken, Spanten und Wrangen des Schiffes machen konnten.

Aus der Aussage des Zeugen Baykowski und dessen schriftlichem Gutachten vom 29.9.2022 er-

gibt sich ferner, dass im Stevenbereich des Schiffes Versiegelungsarbeiten mit Bauschaum aus-

geführt worden waren. Nach den Bekundungen der Zeugin Eger sind die Wassereintritte, die sie 

auf der Fahrt von Olpenitz nach Kiel festgestellt hat, im Stevenbereich aufgetreten, sodass sich 

eine Verknüpfung des mangelhaften Zustands des Schiffes zu den Leckagen abzeichnet. Nach 

den übereinstimmenden Bekundungen der Zeugen Baykowski, Brix und Krüger hat Bauschaum 

auf einem Holzschiff nichts zu suchen. Undichtigkeiten dürfen nicht mit Bauschaum abgedichtet 

werden, weil Bauschaum letztlich Wasser aufnimmt und damit zu keiner dauerhaften Abdichtung 

führt. Dass die Kläger bei der Fahrt von Olpenitz nach Kiel im Bereich einer Flachstelle vor Damp 

eine Grundberührung hatten, ist zur Überzeugung der Kammer widerlegt. Der Zeuge Kornwebel, 

der diese Grundberührung unter gesetzten Segeln nach der Behauptung der Beklagten beobach-

tet haben soll, hat eine solche Grundberührung nicht bestätigt. Er hat ausgesagt, dass er zwar 

das Auslaufen des Fischkutters „Sturmvogel“ von Olpenitz beobachtet und auch gesehen habe, 

dass das Schiff dicht unter Land gesegelt sei, eine Grundberührung habe er jedoch nicht wahrge-

nommen und aufgrund der Entfernung seiner Position zu dem Kutter auch nicht wahrnehmen 

können. Demgegenüber hat die Zeugin Eger eine solche Grundberührung verneint. Auch wenn es 

sich bei der Zeugin Eger um die Schwester der Klägerin handelt, hat die Kammer keine Anhalts-

punkte dafür gewonnen, dass sich die Zeugin Eger bei ihrer Aussage von dem Verwandtschafts-

verhältnisse hat leiten lassen. Vielmehr hat die Zeugin Eger anschaulich den gefahrenen Kurs 

nach Verlassen des Hafens Olpenitz geschildert und ausgesagt, dass man entlang des Sperrge-
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biets gefahren sei und einen Abstand von 1 km bis 3 km zur Küstenlinie gehabt habe. Soweit die 

Beklagte darauf verweist, dass sich ausweislich der Seekarte in dem Seegebiet Steine befänden, 

begründete das keine Gefahr für die Fahrt der Kläger, da nach der Seekarte immer noch eine 

Wassertiefe von 5 m verblieb, was bei einem Tiefgang des Kutters von 2,14 m hinreichend war. 

Auch hat der Zeuge Baykowski bei seiner Besichtigung des Kutters keine Anhaltspunkte für eine 

Grundberührung des Schiffs wahrgenommen.

Damit entspricht der tatsächliche Zustand des Kutters nicht der vertraglichen Beschaffenheitsver-

einbarung, sodass ein Mangel im Sinne von § 434 BGB vorliegt. Der durch die nachhaltige Fäul-

nis wesentlicher Bestandteile des Kutters begründete Sachmangel bestand bereits bei Gefahr-

übergang, nämlich bei Übergabe des Schiffs. Diese fand im Juni 2022 statt. Die Feststellungen 

der Zeugen sind im September 2022 getroffen worden. Es ist ausgeschlossen, dass sich die gra-

vierende Fäulnis der Planken, Spanten, Wrangen und Relingstützen erst in dem kurzen Zeitraum 

zwischen Übergabe und Besichtigung des Kutters durch die Zeugen eingestellt hat. Nach Aussa-

ge des Zeugen Baykowski ist die Fäulnis über einen Zeitraum von 5-10 Jahren entstanden. Es 

zählt zum Allgemeinwissen, dass die eingetretene Fäulnis, teilweise bis zur Verzunderung, nicht 

innerhalb weniger Monate eingetreten sein kann. 

Auf den in dem Kaufvertrag aufgenommenen Gewährleistungsausschluss kann sich die Beklagte 

nicht berufen, da sie einerseits eine Beschaffenheitsgarantie abgegeben hat und andererseits 

gravierende Mängel des Schiffs arglistig verschwiegen hat. Voraussetzung einer Beschaffen-

heitsgarantie ist, dass der Verkäufer in vertragsmäßigen bindender Weise die Gewähr für eine 

vereinbarte Beschaffenheit übernimmt und damit zu erkennen gibt, dass sie für alle Folgen des 

Fehlens einstehen wird (BGH NJW 2007, 1346). In den Kaufvertrag ist der Satz aufgenommen 

worden, dass der Kutter in den letzten Jahren umfangreich restauriert und fachgerecht umgebaut 

worden sei. Zur Individualisierung und Beschreibung des Kutters wäre dieser Satz im Kaufvertrag 

entbehrlich gewesen. In ihrer Anhörung im Termin vom 5.4.2023 hat die Beklagte angegeben, 

dass sie den Text des Kaufvertrages entworfene habe und diesen Satz aufgenommen habe, um 

die tatsächlichen Verhältnisse des Kutters widerzuspiegeln. Das Schild sei umfangreich renoviert 

worden und jedes Jahr in der Werft gewesen, bis es dann verkauft worden sei. Wenn in einem 

Kaufvertrag die tatsächlichen Verhältnisse widergespiegelt werden sollen, geht damit einher, 

dass man damit auch für diese Verhältnisse einstehen will. Die Beklagte wollte mit dieser Be-

schreibung gerade hervorheben, dass der Kutter umfangreich renoviert worden war und eine re-

gelmäßige Wartung in einer Werft erfahren hatte. Damit hat sie die Gewähr für den damit ver-

knüpften Zustand des Kutters übernommen. Es ist nicht erforderlich, dass das Wort Garantie 

Verwendung findet. Deshalb ist es unschädlich, dass in der nachfolgenden Passage des Kaufver-
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trages zur rechtlichen Situation des Kutters die Beklagte formuliert hat, dass sie garantiert, Eigen-

tümerin des Schiffes zu sein und dass dieses nicht mit Rechten Dritter belastet ist. Daraus kann 

nicht der Umkehrschluss gezogen werden, dass andere Textpassagen des Kaufvertrages, die 

nicht durch die Verwendung des Wortes Garantie eingeleitet worden sind, nicht als eine Beschaf-

fenheitsgarantie verstanden werden dürfen.

Der Beklagten ist aber auch ein arglistiges Verhalten anzulasten, da sie sich die Erklärungen des 

Zeugen Overmann als ihrem Vertreter zurechnen lassen muss. In ihrer Anhörung im Termin vom 

5.4.2023 hat die Beklagte bestätigt, dass der Zeuge Overmann bei den Vertragsverhandlungen in 

ihrem Auftrage gehandelt habe. Der Zeuge Obermann hat damit die Vertragsverhandlungen in 

Vollmacht der Beklagten geführt. Er war somit ihr Vertreter, sodass für die Frage der Kenntnis 

gemäß § 166 Abs. 1 BGB auf den Kenntnisstand des Zeugen Overmann als Vertreter abzustellen 

ist. Der Zeuge Overmann bei Voreigentümer des Schiffes hat sich auch nach dessen Übereig-

nung an die Beklagte um die Wartung des Schiffes kümmert, was sich einerseits aus den zahl-

reichen E-Mails des Zeugen Overmann nach Abschluss des Kaufvertrages an die Kläger ergibt, 

andererseits aber auch von dem Zeugen Braack bestätigt worden ist, der von dem Zeugen Over-

mann die Anweisungen für die Ausgestaltung der Werftaufenthalte erhalten hat. Nach der Aussa-

ge des Zeugen Braack, bestätigt durch die Rechnung der Schiffswerft Modersitzki vom 3.9.2021, 

hat der Zeuge Overmann anlässlich des Werftaufenthalts in 2021 jene lichtgrüne Farbe erworben, 

mit der der Kutter gestrichen worden ist. Aus den Bekundungen der Zeugen Baykowski, Brix und 

Krüger geht hervor, dass auch außerhalb der Eisschutzplatten die Planken des Kutters teilweise 

verfault waren, einige Löcher mit Spachtelmasse und Blechen verschlossen waren, andere mit 

Bauschaum. Auf der Werft Modersitzki waren nach Aussage des Zeugen Braack jedenfalls seit 

2017 keine Arbeiten am Überwasserschiff ausgeführt worden. Der Einsatz von Bauschaum ist 

nach Aussage der Zeugen Braack, Krüger und Brix auf einer Bootswerft verpönt. Nach dem eige-

nen Vortrag der Beklagten, bestätigt aber auch durch die Zeugen Ritz und Ingwersen, sind Arbei-

ten an dem Kutter außerhalb der Bootswerft von dem Zeugen Overmann vorgenommen worden. 

Das wird dadurch bekräftigt, dass die Beklagte selbst an dem Schiff keine Arbeiten verrichtet hat. 

Daraus kann nur gefolgert werden, dass der Anstrich des Überwasserschiffs von dem Zeugen 

Overmann vorgenommen worden ist und er auch für den Einsatz von Bauschaum und für das 

Verschließen von Löchern mit Blechen und Spachtelmasse verantwortlich ist. Da an Faulstellen 

Farbe abplatzt und nur unzureichend am Holz haftet, können dem Zeugen Overmann beim An-

strich des Überwasserschiffs die Faulstellen in den Planken außerhalb der Eisschutzplatten nicht 

entgangen sein, sodass er insgesamt um den Zustand der Planken und Relingstützen des Kut-

ters wusste. Ob die Menge der erworbenen Farbe zum Streichen des gesamten Kutters aus-
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reichte, kann dahinstehen, da die beschriebenen Erkenntnisse auch bei bloßen Ausbesserungs-

arbeiten erzielt werden. Der Einsatz von Bauschaum lässt sich nicht damit erklären, dass im In-

nenraum des Schiffes Verkleidungen mit Bauschaum befestigt wurden, da nach Aussage der 

Zeugen bei Baykowski, Krüger und Brix der Bauschaum im Bereich fehlender oder verfaulter 

Planken vorhanden war, also gezielt zur Abdichtung verwendet wurde. Diese kostensparende 

Wartung des Schiffes erklärt sich mit dessen Einsatz als Mal-Atelier, das lediglich die Schwimm-

fähigkeit des Kutters erforderte. Die Seetüchtigkeit des Schiffes war nicht notwendig, was letztlich 

auch zu dem eingeschränkten Auftrag an die Bootswerft Modersitzki in 2021 geführt hat. Inhalt 

und Ausmaß dieses Auftrages sind der Bootswerft von dem Zeugen Overmann vorgegeben wor-

den. Damit steht zur Überzeugung der Kammer fest, dass der Zeuge Overmann Kenntnis von 

dem tatsächlichen, mangelhaften Zustand des Kutters hatte. Diese Kenntnis muss sich die Be-

klagte zurechnen lassen.

Da nach den übereinstimmenden Aussagen der Zeugen Baykowski, Krüger und Brix die Stabilität 

und Festigkeit des Kutters und damit dessen Seetüchtigkeit nicht mehr gegeben war, hätte die 

Beklagte die Kläger über diesen Umstand aufklären müssen. Das gilt umso mehr, als die Beklag-

te in den Kaufvertrag geschrieben hat, dass der Kutter im Küstenbereich als Malatelier von Hafen 

zu Hafen genutzt wurden, man also mit dem Schiff im Küstenbereich von Hafen zu Hafen gefah-

ren ist. Das hat sich aber für die Kläger auf der Fahrt von Olpenitz nach Kiel nicht bestätigt. Eine 

Aufklärungspflicht ist jedenfalls für solche Umstände zu bejahen, die den Vertragszweck vereiteln 

oder erheblich gefährden können (BGH NJW 2010, 3362), was bei der fehlenden Seetüchtigkeit 

des Kutters der Fall ist. Eine davon abzugrenzende Frage ist es, ob der Kutter auch für Hochsee-

fahrten, gegebenenfalls über den Atlantik nach Brasilien, geeignet war. Insoweit mag die Beklagte 

mit ihrem Hinweis in dem Kaufvertrag, dass der Kutter für Hochseefahrten zu ergänzen und aus-

zurüsten ist, gebotene Informationen gegeben haben, was aber keine notwendige Aufklärung über 

die gänzlich fehlende Seetüchtigkeit des Kutters beinhaltet.

Dem Zeugen Overmann und damit der Beklagten waren die Reisepläne der Kläger bekannt. Die 

Beklagte musste es deshalb für möglich halten, dass die Kläger von dem Erwerb des Kutters Ab-

stand nehmen, wenn ihnen dessen fehlende Seetüchtigkeit bekannt wird. Da die Faulstellen in 

den Planken durch die Eisschutzplanken verdeckt und im sonstigen Bereich des Überwasser-

schiffs mit Farbe übergestrichen waren, waren diese für die Kläger bei der Besichtigung des 

Schiffes im Zuge der Kaufvertragsverhandlungen nicht ersichtlich. Ebenso war der Bauschaum 

verborgen. Damit hat die Beklagte arglistig gehandelt, sodass sie sich auf den Gewährleistungs-

ausschluss gemäß § 444 nicht berufen kann.
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Jedenfalls mit Schriftsatz ihres Prozessbevollmächtigten vom 5.10.2022 haben die Kläger die 

notwendige Frist zur Nacherfüllung wirksam gesetzt. Die Beklagte ist auf dieses Nacherfüllungs-

verlangen nicht eingegangen. Die Kläger waren damit zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt. 

Die Rücktrittserklärung ist jedenfalls in der Klageerhebung zu sehen. Aufgrund des Rücktritts wa-

ren die Parteien einander gemäß § 346 Abs. 1 verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurück 

zu gewähren. Das war den Klägern nach Verkauf und Übereignung des Kutters nicht mehr mög-

lich, sodass sie gemäß § 346 Abs. 2 Nummer 2 BGB Wertersatz zu leisten hatten. Für die Be-

rechnung des Wertersatzes ist gemäß § 346 Abs. 2 Satz 3 BGB die im Vertrag bestimmte Ge-

genleistung zugrundezulegen. Der BGH hat aber entschieden, dass bei einem wegen eines Man-

gels erklärten Rücktritts bei der Bemessung des Wertersatzes der Mangel zu berücksichtigen ist. 

Dabei ist von denselben Grundsätzen wie bei der Minderung auszugehen und dementsprechend 

eine Herabsetzung in Analogie zu § 441 Abs. 3 BGB vorzunehmen(BGH NJW 2011, 3085).

Maßgebend ist also der wirkliche Wert der Kaufsache unter Einschluss der Mängel. Dieser ist 

von den Zeugen Baykowski, Krüger und Brix übereinstimmend mit 0 € bemessen worden. Die 

Zeugen haben darauf abgestellt, dass der Reparaturaufwand bei dem Schiff so groß war, dass 

es als ein Totalschaden angesehen werden muss und keinen Marktpreis mehr hatte. Das findet 

seine Bestätigung in dem von den Zeugen skizzierten Reparaturaufwand. Geht man davon aus, 

dass etwa 60 m Planken zu erneuern waren und der Austausch der Planken etwa 700 € pro Me-

ter als Mittelwert der Preisangaben der Zeugen Baykowski und Krüger kostet, so wird durch diese 

Kosten schon der Kaufpreis erreicht. Es kommen die Kosten für die Erneuerung der Relingstüt-

zen hinzu, sodass die notwendigen Reparaturkosten den Kaufpreis deutlich überstiegen. Ob der 

Reparaturaufwand insgesamt den Rahmen von 110.000 € erreichte, kann dabei dahinstehen. 

Dieser Bewertung steht nicht entgegen, dass der Zeuge Ingwersen für den Kutter an die unbe-

kannten Zwischeneigentümer einen Kaufpreis von 6000 € gezahlt hat. Der ursprüngliche Kauf-

preis für den Kutter, den die Beklagte gefordert hatte, war dem Zeugen Ingwersen zu hoch. Der 

Zeuge Ingwersen plant den Kutter als Wohnschiff zu nutzen, sodass es ihm auf die Seetüchtig-

keit des Schiffes nicht ankommt. Da jedoch ein solcher Segelkutter im Allgemeinen jedenfalls für 

Fahrten von Hafen zu Hafen im Küstenbereich eingesetzt wird, ist der objektive Verkehrswert wie 

auch der subjektive Wert für die Kläger mangels Seetüchtigkeit des Schiffes mit 0 € zu bemes-

sen. Es ist lediglich das von den Klägern erzielte Entgelt für die Veräußerung des Kutters in Höhe 

von 1 € anzurechnen. Die Kläger haben somit einen Rückzahlungsanspruch in Höhe von 37999 

€. In Höhe von 1,00 € war aufgrund des begründeten Rückzahlungsanspruchs der Kläger die Er-

ledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache festzustellen.

Zinsen können die Kläger nur gemäß § 291 BGB ab Zustellung der Klageschrift seit dem 
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9.12.2022 beanspruchen. Mit Anwaltsschriftsatz vom 5.10.2022 ist der Beklagten eine Frist zur 

Nacherfüllung gesetzt worden, dadurch ist aber kein Zahlungsverzug der Beklagten mit der Rück-

zahlung des Kaufpreises eingetreten. Da die Kläger auch keine vorprozessuale Rücktrittserklä-

rung vorgenommen haben, hat vor Klageerhebung auch kein Anspruch auf Rückzahlung des 

Kaufpreises bestanden.

Aus den vorstehenden Gründen ist auch der Antrag auf Feststellung des Annahmeverzuges ab 

22.10.2022 unbegründet, da zu dem Zeitpunkt noch keine Rücktrittserklärung vorgelegen hat, also 

noch kein Rückgewährschuldverhältnis begründet war. Mithin bestand auch kein Annahmeverzug 

der Beklagten.

Der Antrag zu 3 auf Schadensersatz ist teilweise begründet. Schadensersatz können die Kläger 

gemäß §§ 280, 434, 437 BGB beanspruchen. Die gewährleistungsrechtlichen Voraussetzungen 

sind bereits oben im Zuge der Begründung des Rücktrittsrechts der Kläger belegt worden. Die 

Kläger können somit gemäß § 280 BGB den durch die mangelhafte Kaufsache bedingten Scha-

den ersetzt verlangen. Zur Begründung der geltend gemachten Schadenshöhe von 13.845,20 € 

haben die Kläger die Rechnung der Rathje-Werft vom 14.10.2022 über 8079,55 € vorgelegt. Zu 

addieren ist die geleistete Teilzahlung von 4845,26 €, sodass sich insgesamt ein Betrag von 

12.924,81 € errechnet. Dieser Betrag füllt entgegen dem Vortrag der Kläger den Schadensbetrag 

nicht vollständig aus. Zu dem Differenzbetrag bis 13.845,20 € haben die Kläger keinen weiteren 

Vortrag erbracht und auch keine weitergehende Rechnung vorgelegt. Soweit die Beklagte die Er-

forderlichkeit und Angemessenheit des Rechnungsbetrages in Abrede gestellt hat, ist einerseits 

auf die Aussagen der Zeugen Brix und Krüger zu verweisen, die die notwendigen Reparaturen an 

dem Kutter zur Wiederherstellung der Schwimmfähigkeit geschildert haben. Zum anderen ist das 

Bestreiten der Beklagten unerheblich, da sie sich nicht im einzelnen mit der vorgelegten Rech-

nung der Rathje-Werft vom 14.10.2022 auseinandergesetzt hat und nicht auf die einzelnen Rech-

nungspositionen oder die Angemessenheit der Einzelpreise eingegangen ist, sodass ein Scha-

densersatzanspruch der Kläger in Höhe von 12.924,81 € begründet ist.

Aus §§ 280, 434, 437 BGB haben die Kläger auch ein Anspruch auf Erstattung der vorgerichtli-

chen Kosten. Es war für die Kläger sachgerecht und angemessen, schon vor der gerichtlichen 

Auseinandersetzung einen Rechtsanwalt mit der Durchsetzung ihrer Ansprüche zu beauftragen. 

Damit waren die Kläger verpflichtet, die Geschäftsgebühr nach Ziffer 2300 VV RVG zu zahlen. 

Soweit der Prozessbevollmächtigte der Kläger eine 1,5-fache Gebühr abgerechnet hat, ist das 

nicht zu beanstanden, da die rechtliche Auseinandersetzung schon vorprozessual einen erhebli-

chen Umfang eingenommen hatte. Einerseits ist zur Feststellung der Ansprüche der Kläger ein 
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außergerichtliches Gutachten des Zeugen Baykowski eingeholt worden. Andererseits haben die 

Parteien vorgerichtliche Vergleichsverhandlungen geführt, die in einem entsprechenden Ver-

gleichsvorschlag des Klägervertreters endeten, der allerdings nicht die Zustimmung der Beklag-

ten fand. Da der Klägervertreter 2 Mandanten vertreten hat, war auch die Erhöhungsgebühr nach 

Nummer 1008 VV RVG gerechtfertigt. Es ergibt sich somit einschließlich der Postpauschalen und 

der Mehrwertsteuer bei einem Streitwert von 51.840,20 € eine vorgerichtliche Geschäftsgebühr 

von 2964,77 €. Der Zinsanspruch folgt aus § 291 BGB. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 92 Abs. 2, 709 ZPO.

 

Grisée
Vorsitzender Richter am Landgericht
 

Beglaubigt
Flensburg, 18.07.2024

Lohff
Justizobersekretärin
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